
Unternehmer und 
Geschäftsführer

Rechnungstellung an eigene GmbH:  
Versteuerungszeitpunkt von Honoraren

Viele GmbH-Gesellschafter sind über ihre 
Gesellschafterstellung hinaus zusätzlich 
im Rahmen eines Einzelunternehmens 
tätig und erbringen auch Leistungen an 
ihre eigene GmbH. Wenn ein solcher Ge-
sellschafter rund um den Jahreswechsel 
Rechnungen an seine GmbH schreibt, ist 
zu entscheiden, ob er die entsprechenden 
Erträge bereits bei Rechnungstellung oder 
erst bei Vereinnahmung versteuern muss 
- vorausgesetzt, er selbst ermittelt seinen 
Gewinn per Einnahmen-Überschussrech-
nung. Bei beherrschenden Gesellschaftern 
ist die Antwort eindeutig: Die Versteuerung 
muss grundsätzlich im Zeitpunkt der Fällig-
keit der Forderung, also regelmäßig bereits 
bei Rechnungstellung, erfolgen. Das ist 
die so genannte Zuflussfiktion. Denn ein 
beherrschender Gesellschafter hat es re-
gelmäßig selbst in der Hand, sich geschul-
dete Beträge auszahlen zu lassen. Dies gilt 

jedenfalls dann, wenn der Anspruch ein-
deutig, unbestritten und fällig ist und sich 
gegen eine zahlungsfähige Gesellschaft 
richtet.

Schwieriger wird die Antwort bei nicht be-
herrschenden Gesellschaftern. Eigentlich 
sind in Rechnung gestellte Honorare erst 
bei Vereinnahmung zu versteuern, wenn 
der Gesellschafter seinen Gewinn per Ein-
nahmen-Überschussrechnung ermittelt. 
Allerdings muss der Bundesfinanzhof nun 
klären, ob die oben genannte Zuflussfik-
tion auch bei einem Minderheitsgesell-
schafter gilt, wenn sowohl er als auch der 
Mehrheitsgesellschafter die Rechnungen 
stets kurz vor dem Jahreswechsel gestellt 
haben und insofern „gleichgerichtete Inte-
resse“ zu unterstellen sind. Die Vorinstanz, 
das Finanzgericht Rheinland-Pfalz, hat für 
die Anwendung der Zuflussfiktion plädiert 
(FG Rheinland-Pfalz, Urteil 11.5.2022, 2 K 
1811/17; Az. der Revision: VIII R 16/23).

Der Sachverhalt: A, der Kläger, erzielte mit 
dem Betrieb eines Ingenieurbüros Ein-
künfte aus selbständiger Tätigkeit. Die 
Gewinnermittlung erfolgte durch Einnah-

men-Überschussrechnung. A war zudem 
neben B Gesellschafter einer Architekten- 
und Ingenieurgesellschaft mbH. A hielt 49 
Prozent der Geschäftsanteile, B 51 Prozent. 
Jeweils kurz vor Jahresende stellten A und 
B an die GmbH Rechnungen über erbrach-
te Leistungen, die von der GmbH jeweils 
erst im Folgejahr beglichen wurden. Die 
GmbH verbuchte die Leistungen der Ge-
sellschafter bereits im Jahr der jeweiligen 
Rechnungsstellung als Aufwand. A berück-
sichtigte die Erträge dagegen jeweils erst 
im Zeitpunkt der Zahlung. Das Finanzamt 
und auch das Finanzgericht waren der An-
sicht, dass die in Rechnung gestellten Be-
träge bei A nicht etwa im Jahr der Zahlung, 
sondern bereits mit Fälligkeit im Jahr der 
Rechnungsstellung gewinnerhöhend zu er-
fassen seien. Der Zufluss sei in Höhe des 
Bruttobetrages der Forderung zu fingieren. 

Begründung: Der Kläger hielt zwar ledig-
lich 49 Prozent der Gesellschaftsanteile 
an der GmbH und war damit nicht beherr-
schender Gesellschafter. Jedoch würden 
gleichgerichtete Interessen des Klägers 
und des Mitgesellschafters B vorliegen; 
so dass der Kläger einem beherrschenden 
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Gesellschafter gleichgestellt werden kön-
ne. Denn auch B hat in den Streitjahren 
kurz vor Jahresende Rechnungen über er-
brachte Leistungen an die GmbH gestellt. 
Bei beiden Gesellschaftern bestehe damit 
ein übereinstimmendes Interesse an der 
Bestimmung des Auszahlungszeitpunkts 
der in Rechnung gestellten Beträge, wo-
bei der Kläger im Zusammenwirken mit 
dem Mitgesellschafter B die Auszahlung  
- jedenfalls bei entsprechender Liquidität 
der Gesellschaft - auch jederzeit hätte her-
beiführen können.

Praxistipp:
Für die Finanzrichter war es unerheb-
lich, dass die GmbH bei Rechnungstel-
lung nur eingeschränkt liquide war. 
Das heißt: Sie konnte die Forderungen 
ihrer Gesellschafter erst erfüllen, 
nachdem sie die Leistungen ihrerseits 
an ihre eigenen Kunden weiterbe-
rechnet und die Rechnungsbeträge 
vereinnahmt hatte. Nach Ansicht des 
FG handelte es sich insoweit jedoch le-
diglich um vorübergehende Zahlungs-
schwierigkeiten der Gesellschaft. Eine 
Ausnahme von der Zuflussfiktion sei 
daher nicht zu rechtfertigen.

Gewerbesteuer: Hinzurechnung von 
Aufwendungen für Ferienimmobilien

Nach § 8 Nr. 1 Buchst. e GewStG wird dem 
Gewinn aus Gewerbebetrieb u.a. ein Viertel 
aus der Hälfte der Mietzinsen für die Be-
nutzung der unbeweglichen Wirtschaftsgü-
ter des Anlagevermögens, die im Eigentum 
eines anderen stehen, hinzugerechnet. Ge-
rade im Bereich der Reisebranche kommt 
es immer wieder zum Streit über die Frage, 
ob eine Hinzurechnung von Entgelten zu 
erfolgen hat. So hatte der Bundesfinanz-
hof im Jahre 2019 zugunsten der Steu-
erpflichtigen entschieden: Entgelte, die 
ein Reiseveranstalter an Hoteliers für die 
Überlassung von Hotelzimmern bezahlt, 
unterliegen nicht der gewerbesteuerrecht-
lichen Hinzurechnung (BFH-Urteil vom 
25.7.2019, III R 22/16). Aktuell musste der 
BFH zur Hinzurechnung von Aufwendungen 
für Ferienimmobilien entscheiden. Sein 
Urteil lautet: Aufwendungen, die ein Ferie-
nimmobilienanbieter tätigt, damit ihm die 
Eigentümer von Ferienimmobilien diese 
zur Vermietung an Reisende überlassen, 
können als Mieten zu qualifizieren sein und 
zu einer gewerbesteuerrechtlichen Hinzu-
rechnung zum Gewinn führen.

Das Unternehmen X bot Reisenden Feri-
enimmobilien über Kataloge, eine Inter-
net-Plattform und über Vermittler, wie zum 

Beispiel Reisebüros, an. Mit seinen Reise-
kunden schloss X in eigenem Namen, aber 
für eigene Rechnung Ferienhaus- bzw. Fe-
rienwohnungsverträge zu einem Gesamt-
preis ab, in dem der an den jeweiligen Ei-
gentümer der Immobile zu zahlende Preis 
und ein Aufschlag (Marge) für X enthalten 
war. Das Finanzamt kam zu dem Ergebnis, 
dass es sich bei den von X an die Eigen-
tümer der Objekte gezahlten Entgelten um 
Mieten gehandelt habe, die dem Gewinn 
aus Gewerbebetrieb nach § 8 Nr. 1 Buchst. 
e GewStG hinzuzurechnen seien. Das Fi-
nanzgericht wies die dagegen gerichtete 
Klage zurück. Der BFH hielt die Revision der 
Klägerin für unbegründet. 

Für eine Hinzurechnung nach § 8 Nr. 1 
Buchst. e GewStG müsse der Nutzungs-
vertrag seinem wesentlichen rechtlichen 
Gehalt nach ein Mietverhältnis im Sinne 
des bürgerlichen Rechts sein. Dies war im 
Streitfall gegeben, da die Hauptleistungs-
pflicht der Eigentümer in der Gebrauchs-
überlassung der Ferienimmobilien und die 
Hauptleistungspflicht der X in der Zahlung 
eines Mietzinses bestand. Zwar könne ein 
Ferienimmobilienanbieter auch bloß als 
Vermittler zwischen den Eigentümern und 
den Reisenden tätig werden. X war jedoch 
keine Vermittlerin, da sie eine Vielzahl 
von Objekten im eigenen Namen anbot, 
ohne auf den jeweiligen Eigentümer des 
Ferienobjekts hinzuweisen. Zudem hatte X 
gegen die Ferienimmobilienanbieter keine 
Provisionsansprüche, sondern musste um-
gekehrt den Eigentümern Entgelte für die 
Überlassung der Objekte bezahlen (Quelle: 
Mitteilung des BFH vom 26.10.2023).

Umsatzsteuer: Rechtzeitige Steuerbe-
richtung bei Ausfall einer Forderung

Die Umsatzsteuer entsteht bei der Berech-
nung der Steuer nach vereinbarten Entgel-
ten (Soll-Versteuerung) bereits mit Ablauf 
des Voranmeldungszeitraums, in dem die 
Leistungen ausgeführt worden sind. Wird 
das vereinbarte Entgelt für eine steuer-
pflichtige Leistung aber uneinbringlich, 
etwa weil der Kunde in Zahlungsschwierig-
keiten geraten ist, ist die Steuer zu berich-
tigen. Dies ist in § 17 des Umsatzsteuerge-
setzes geregelt. Die Korrekturvorschrift 
des § 17 UStG ist keine „Kann-“, sondern 
eine „Muss-Vorschrift“. Folglich muss der 
leistende Unternehmer die Steuer exakt 
in dem Monat oder zumindest in dem Jahr 
berichtigen, in dem die Uneinbringlichkeit 
konkret geworden ist. Aber wann ist dieser 
Zeitpunkt gegeben?

Diesbezüglich hat das Finanzgericht Mün-
chen wie folgt entschieden: Erstellt der 
Unternehmer nach Durchführung von 
Baumaßnahmen Schlussrechnungen und 

leistet der Kunde - trotz erfolgter Abnah-
me ohne Mängelbeanstandungen - keine 
Zahlungen auf die Forderungen, so gel-
ten die Schlussforderungen spätestens 
dann als uneinbringlich, wenn der Kunde 
nach Ergehen eines für den Unternehmer 
positiven Grundurteils in der ersten Ins-
tanz Rechtsmittel einlegt. Es besteht auch 
dann kein Wahlrecht für den Zeitpunkt 
der Berichtigung, wenn in einem Folgejahr 
vor der Berufungsinstanz ein Vergleich 
über die Schlussforderungen geschlossen 
wird (FG München, Urteil vom 27.07.2023,  
14 K 2411/21). 

Dem Urteil lag - vereinfacht - der folgende 
Sachverhalt zugrunde: Ein Unternehmer 
erbrachte Erschließungsleistungen für 
eine Kommune, die die Zahlungen jedoch 
verweigerte, obwohl die Schlussabnahme 
der Arbeiten Mitte 2015 ohne Mängelrü-
gen erfolgte. Der Unternehmer verklagte 
die Stadt daraufhin, deren Klageerwide-
rung erfolgte noch in 2015. Der Unter-
nehmer obsiegte vor dem Landgericht 
im Jahre 2017, doch die Gemeinde ging in 
die Berufung. Vor dem Oberlandesgericht 
wurde Mitte 2020 von beiden Parteien ein 
Vergleich geschlossen. Für das III. Quartal 
2020 gab der Unternehmer eine Umsatz-
steuer-Voranmeldung ab, in der er negati-
ve steuerpflichtige Umsätze erklärte. Diese 
resultierten aus den entsprechenden For-
derungsverlusten. Das Finanzamt vertrat 
die Auffassung, dass die Minderung der 
Bemessungsgrundlage nicht in 2020 anzu-
erkennen sei, da die Schlussforderungen 
bereits in 2015 uneinbringlich gewesen sei-
en. Anträge auf Änderung der Umsatzsteu-
erfestsetzung für 2015 wurden abgelehnt, 
da insoweit mittlerweile Festsetzungsver-
jährung eingetreten sei. Die hiergegen ge-
richtete Klage wurde zurückgewiesen.

Begründung: Erfolgen bei einem Bauvor-
haben trotz erfolgter Abnahme ohne Män-
gelbeanstandungen keine Zahlungen auf 
die Forderung, sieht sich der Leistende 
daher gezwungen, die Forderung gericht-
lich geltend zu machen und bestreitet 
der Leistungsempfänger in der Klageer-
widerung die Anspruchsgrundlage für die 
Forderung substantiiert, so spricht Vieles 
dafür, dass die Forderung bereits unein-
bringlich geworden ist. Spätestens, wenn 
der Leistungsempfänger nach Ergehen des 
Grundurteils Rechtsmittel einlegt, ist die 
Uneinbringlichkeit i.S. des § 17 Abs. 2 UStG 
gegeben. Schließen der Unternehmer und 
der Leistungsempfänger in einem Folgejahr 
vor der Berufungsinstanz einen Vergleich 
über die Schlussforderungen, so kann in 
diesem Jahr des Vergleichsabschlusses das 
Entgelt für die Schlussrechnungen nicht 
nach § 17 UStG berichtigt werden, wenn es 
bereits in einem früheren Jahr i.S. des § 17 
Abs. 2 UStG uneinbringlich geworden ist; 
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insoweit besteht kein Wahlrecht für den 
Zeitpunkt der Berichtigung. Das FG sah die 
Uneinbringlichkeit folglich bereits im Jahr 
2015, spätestens aber im Jahr 2017 als ge-
geben an.

Praxistipp:
Bitte benachrichtigen Sie uns früh-
zeitig, wenn bei Ihnen ein ähnlich 
gelagerter Fall gegeben sein sollte 
bzw. sich - ganz allgemein - die volle 
oder teilweise Uneinbringlichkeit einer 
Forderung abzeichnet.

Arbeitgeber und Arbeitnehmer

Trinkgelder: Keine Steuerfreiheit  
bei außergewöhnlicher Höhe

Freiwillige Trinkgelder, die ein Arbeitneh-
mer für eine Arbeitsleistung erhält, sind 
grundsätzlich steuerfrei (§ 3 Nr. 51 EStG). 
Eine Ausnahme gilt für Trinkgelder in Spiel-
banken, die in den so genannten Tronc 
wandern und später ausgezahlt werden. 
Diese gelten aufgrund der arbeits -und 
spielbankrechtlichen Besonderheiten als 
steuerpflichtiger Arbeitslohn (BFH-Urteil 
vom 18.12.2008, BStBl 2009 II S. 820). Kürz-
lich hat das Finanzgericht Köln entschie-
den, dass extrem hohe Zahlungen aber 
kein steuerfreies Trinkgeld sind, obwohl 
§ 3 Nr. 51 EStG keine betragsmäßige Gren-
ze für die Steuerfreiheit von Trinkgeldern 
enthält (Urteile vom 14.12.2022, 9 K 2507/20 
und 9 K 2814/20). 

Ein Unternehmen, das an einer GmbH be-
teiligt war, zahlte den beiden Prokuristen 
der GmbH Beträge von 50.000 Euro bzw. 
rund 1,3 Mio. Euro und bezeichnete die 
Zahlungen als „Trinkgelder“. Die Proku-
risten machten im Rahmen ihrer Einkom-
mensteuererklärungen geltend, dass die 
Zahlungen als Trinkgelder nach § 3 Nr. 51 
EStG steuerfrei seien. Die Beträge sei-
en ihnen im Zusammenhang mit Beteili-
gungsveräußerungen von einem Dritten 
freiwillig und ohne einen Rechtsanspruch 
zusätzlich zu dem von der GmbH als Ar-
beitgeberin gezahlten Arbeitslohn gewährt 
worden. Das Finanzamt behandelte die 
Beträge als steuerpflichtigen Arbeitslohn. 
Freiwillige Sonderzahlungen konzern-
verbundener Unternehmen seien keine 
steuerfreien Trinkgelder. Auch wenn die 
für das Streitjahr geltende Fassung des 
Einkommensteuergesetzes keine betrags-
mäßige Begrenzung mehr enthalte, sei 
die Höhe der Zahlungen zu berücksichti-
gen. Der Trinkgeldbegriff werde durch den 
Trinkgeldempfänger geprägt. Trinkgelder 
würden traditionell insbesondere Kell-

nern, unselbstständigen Boten, Friseuren, 
Fußpflegern, Gepäckträgern und Taxifah-
rern gewährt. Es handele sich regelmäßig 
um Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
in eher niedriger entlohnten Berufen, die 
solche Zusatzleistungen regelmäßig nur als 
geringe Beträge erhielten. Geldgeschenke 
von hohem Wert oder die einem Arbeits-
entgelt entsprächen, seien dagegen kein 
Trinkgeld. Die hiergegen gerichteten Kla-
gen hatten keinen Erfolg. 

Die Begründung: Die Zahlungen seien 
schon aufgrund ihrer Höhe, aber auch 
mit Blick auf die Gesamtumstände keine 
steuerfreien Trinkgelder. Auch wenn der 
Gesetzgeber im Jahr 2002 die damals noch 
enthaltene Freibetragsgrenze in Höhe von 
1.224 Euro abgeschafft habe, habe er nicht 
beabsichtigt, dem Begriff des Trinkgelds 
keinerlei betragsmäßige Begrenzung mehr 
zuzuschreiben. Die Zahlungen überstiegen 
jedenfalls deutlich den Rahmen dessen, 
was nach dem allgemeinen Begriffsver-
ständnis als Trinkgeld verstanden werden 
könne. Die Entscheidungen sind rechts-
kräftig (Quelle: FG Köln, Pressemitteilung 
vom 27.11.2023).

Kapitalanleger

Thesaurierende Investmentfonds: 
Vorabpauschale führt zur Besteuerung

Zu Beginn des Jahres 2018 ist die Besteu-
erung von Investmentfonds neu geregelt 
worden. Unter anderem gibt es nun die 
so genannte Vorabpauschale für thesau-
rierende und teilweise thesaurierende 
Fonds, also Fonds, die ihre Gewinne nicht 
oder nicht vollständig ausschütten. Die-
se Vorpauschale führt zu einer gewissen 
Mindestbesteuerung, das heißt, durch die 
Vorabpauschale sollen Werterhöhungen 
des Fonds vorab versteuert und die Verla-
gerung von Steuerzahlungen in kommende 
Jahre vermieden werden. Die Vorabpau-
schale beträgt 70 Prozent des jährlichen 
Basiszinses der Bundesbank multipliziert 
mit dem Wert des Fondsanteils zum Jah-
resbeginn (sog. Basisertrag). Sofern der 
tatsächliche Wertzuwachs des Fonds im 
Kalenderjahr geringer ist, wird aber nur 
dieser angesetzt. Gab es keine Wertstei-
gerung, erfolgt auch keine Vorabbesteue-
rung. Zugegebenermaßen ist die Besteue-
rung von Fonds alles andere als leicht. Für 
das Jahr 2021 war keine Vorabpauschale 
zu versteuern. Grund ist, dass bereits der 
Basiszins für 2021 mit -0,45 Prozent negativ 
war. Folglich konnte sich rein rechnerisch 
auch keine steuerpflichtige Vorabpauscha-
le ergeben (BMF-Schreiben vom 6.1.2021, 
BStBl 2021 I S. 56). Auch für das Jahr 2022 
war keine Vorabpauschale zu versteuern, 
denn der Basiszins war weiterhin negativ 

(BMF-Schreiben vom 7.1.2022, BStBl 2022 I 
S. 122). 

Zur Vorabpauschale für das Jahr 2023 gilt 
Folgendes: Der Basiszins vom 2.1.2023 be-
trug 2,55 Prozent. 70 Prozent des Basiszins-
satzes ergeben 1,785 Prozent. Die Vorab-
pauschale gilt beim Anleger als am ersten 
Werktag des folgenden Jahres zugeflos-
sen, also am 2.1.2024 (BMF-Schreiben vom 
4.1.2023, BStBl 2023 I S. 178). 

Zur Vorabpauschale für das Jahr 2024 gilt: 
Der Basiszins vom 2.1.2024 betrug 2,29 Pro-
zent. 70  Prozent des Basiszinssatzes er-
geben 1,603 Prozent. Die Vorabpauschale 
gilt beim Anleger als am ersten Werktag 
des folgenden Jahres zugeflossen, also am 
2.1.2025 (BMF-Schreiben vom 5.1.2024, IV C 1 
-S 1980-1/19/10038 :008).

  Alle Steuerzahler

Kinderbetreuungskosten: Frage um 
Haushaltszugehörigkeit nun beim 
BVerfG

Kinderbetreuungskosten, darunter fal-
len auch Kindergartenbeiträge, sind un-
ter bestimmten Voraussetzungen als 
Sonderausgaben absetzbar, und zwar 
mit zwei Drittel der Aufwendungen, 
höchstens 4.000 Euro je Kind (§ 10 Abs. 1  
Nr. 5 EStG). Begünstigt sind Dienstleistun-
gen zur Betreuung eines Kindes, das das 14. 
Lebensjahr noch nicht vollendet hat. Son-
derregelungen gelten für Kinder mit einer 
Behinderung. Voraussetzung für den Ab-
zug ist unter anderem, dass das Kind zum 
Haushalt des Steuerpflichtigen gehört. 

Der Bundesfinanzhof hat kürzlich be-
stätigt, dass es maßgebend auf die 
Haushaltszugehörigkeit ankommt.  
§ 10 Abs. 1 Nr. 5 EStG verstoße jedenfalls 
dann nicht gegen das Grundgesetz, wenn 
die Betreuungsaufwendungen desjenigen 
Elternteils, der das Kind nicht in seinen 
Haushalt aufgenommen hat, durch den 
ihm gewährten Freibetrag für den Betreu-
ungs- und Erziehungs- oder Ausbildungs-
bedarf (BEA-Freibetrag nach § 32 Abs. 6 
EStG) abgedeckt werden (BFH-Urteil vom 
11.5.2023, III R 9/22). Doch ob die Haltung 
des BFH zutreffend ist, muss nun das Bun-
desverfassungsgericht entscheiden, denn 
es liegt die Verfassungsbeschwerde vor. 
Das Az. lautet 2 BvR 1041/23. 

Folgender Sachverhalt liegt dem Verfahren 
zugrunde: Der Kläger ist Vater einer Toch-
ter und lebt seit 2018 von der Kindesmutter 
dauernd getrennt. Die gemeinsame Tochter 
hat ihren ausschließlichen Wohnsitz bei 
der Mutter und gehörte im Veranlagungs-
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jahr 2020 nicht zum Haushalt des Klägers. 
Die Tochter besuchte im Veranlagungsjahr 
einen Kindergarten sowie nach ihrer Ein-
schulung den Hort einer Grundschule. Für 
den Besuch des Kindergartens zahlte die 
Kindesmutter jährlich 250 Euro und für den 
Besuch des Schulhorts jährlich 348 Euro. 
Der Kläger erstattete der Kindesmutter 
jeweils monatlich den hälftigen Betrag. Er 
beantragte für 2020 die Berücksichtigung 
der von ihm tatsächlich geleisteten Auf-
wendungen in Höhe von 299 Euro als Son-
derausgaben. Das Finanzamt lehnte dies 
ab, da das Kind während des gesamten 
Veranlagungszeitraums nicht zum Haushalt 
des Klägers gehörte. Die hiergegen gerich-
tete Klage und auch die Revision blieben 
erfolglos, doch der Streit um die Frage der 
Haushaltszugehörigkeit geht nun in die 
nächste Runde.

Außergewöhnliche Belastungen: Zur 
Übernahme der Pflegekosten für eine 
Tante

Außergewöhnliche Belastungen nach § 33 
EStG sind unter Anrechnung einer zumut-
baren Eigenbelastung steuerlich abzugs-
fähig. Voraussetzung für den Abzug ist 
aber, dass die Aufwendungen zwangsläufig 
entstehen, weil sich der Steuerpflichtige 
ihnen aus rechtlichen, tatsächlichen oder 
sittlichen Gründen nicht entziehen kann (§ 
33 Abs. 2 EStG). Nach Ansicht des Finanz-
gerichts München sind Aufwendungen, die 
ein Neffe für die krankheitsbedingte Unter-
bringung einer vermögenden Tante in ei-
nem Pflegeheim übernimmt, aber nicht als 
außergewöhnliche Belastungen abziehbar. 
Es liegen auch dann keine sittlichen Grün-
de für die Kostenübernahme vor, wenn die 
Tante die Eltern des Neffen lange Jahre 
gepflegt und versorgt hatte (FG München, 

Urteil vom 25.8.2022, 11 K 812/22).
Der Kläger machte Unterstützungsleistun-
gen an seine Tante geltend, die insbeson-
dere aus Zuzahlungen für ihre Unterbrin-
gung in einem Pflegeheim entstanden sind. 
Ihm seien Aufwendungen aus sittlichen 
Gründen entstanden, obwohl die Tante 
wohlhabend gewesen sei. Sie habe näm-
lich unter Hintanstellung jeglicher eigener 
Belange beide Eltern des Klägers 15 Jahre 
lang versorgt und gepflegt, als diese ge-
sundheitlich nicht mehr zu Verrichtungen 
des täglichen Lebens in der Lage gewesen 
seien. Es wäre undenkbar gewesen, die 
Unterstützungsleistungen zu unterlassen, 
nachdem sich die Tante bis an den Rand 
der Selbstaufgabe über Jahre um seine El-
tern gekümmert hatte. Dennoch erkannte 
das Finanzamt die Unterstützungsleistun-
gen nicht als außergewöhnliche Belastun-
gen an. Die Klage blieb erfolglos. 

Begründung: Liegt ein durch Krankheit 
veranlasster Aufenthalt in einem Pflege-
heim vor, stellen die Aufwendungen für die 
Heimunterbringung Krankheitskosten dar. 
Die Unterbringungskosten bzw. das Pau-
schalentgelt - abzüglich einer Haushalts-
ersparnis - sind als außergewöhnliche Be-
lastungen zu berücksichtigen. Unerheblich 
ist, ob der Kranke oder Pflegebedürftige 
die außergewöhnlichen Aufwendungen 
selbst trägt, oder ob diese ein unterhalts-
verpflichteter Dritter übernimmt. Die Kos-
tenübernahme muss aber „zwangsläufig“ 
sein. Im Streitfall liegen keine hinreichen-
den Gründe vor, die zu einer Zwangsläufig-
keit führen. Die Tante des Klägers war zwar 
krankheitsbedingt in einem Pflegeheim 
untergebracht. Der Kläger war gegenüber 
seiner Tante jedoch weder gesetzlich noch 
vertraglich unterhaltsverpflichtet. Auch 
sittliche Gründe lagen nicht vor. Zwar ist 
es verständlich, dass sich der Kläger ent-

schieden hatte, die Unterbringungskosten 
seiner Tante zu bezahlen. Die Gesellschaft 
erwarte aber nicht unausweichlich und un-
abdingbar, dass ein Neffe die Heimkosten 
seiner vermögenden, aber pflegebedürfti-
gen Tante übernimmt. 

Heimunterbringung: Anzusetzende 
Haushaltsersparnis erhöht

Aufwendungen für die Unterbringung in 
einem Pflegeheim sind grundsätzlich als 
außergewöhnliche Belastungen abziehbar, 
wobei eine zumutbare Belastung gegen-
gerechnet wird. Falls im Zuge der Heimun-
terbringung der eigene Haushalt aufgelöst 
wird, kürzt das Finanzamt die abzugsfähi-
gen Heimkosten allerdings auch um eine 
so genannte Haushaltsersparnis. Zum 
1.1.2024 wird der Betrag für die anzusetzen-
de Haushaltsersparnis erhöht. Sie beträgt  
11.604 Euro im Jahr, 967 Euro pro Monat 
und 32,23 Euro pro Tag. Die abziehbaren 
Heimkosten werden nicht um eine Haus-
haltsersparnis gekürzt, solange der Pflege-
bedürftige seinen Haushalt beibehält. Dies 
gilt auch, wenn die Wohnung des Pflege-
bedürftigen von dessen Ehegatten weiter 
bewohnt wird (BFH-Urteil vom 4.10.2017, VI 
R 22/16).

Praxistipp:
Die Höhe der Haushaltsersparnis steht 
in Relation zum steuerlichen Grund-
freibetrag. Es ist denkbar, dass dieser 
im Laufe des Jahres - rückwirkend zum 
1.1.2024 - erhöht wird. Im Gespräch ist 
eine Erhöhung auf 11.784 Euro. Somit 
kann sich auch die anzusetzende 
Haushaltsersparnis noch erhöhen.
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